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Das Kreuz mit dem Schweizer Kreuz oder –
wieviel Schweiz muss es für „Swissness“ sein?

Schweizer Produkte genießen im In- und Ausland einen 
guten Ruf – sie stehen für Qualität, Vertrauenswürdigkeit 
und Tradition. Die Vermarktung von Produkten mit 
„Swissness“ wurde denn auch in der Vergangenheit oft bis 
zum Äußersten ausgereizt oder sogar missbräuchlich ver-
wendet. 

Die Entwürfe des Bundesrates zur Revision 
der Bestimmungen des Markenschutzgesetzes 
(und des Wappenschutzgesetzes) und insbesonde-
re die bei Lebensmitteln neu eingeführte 80% 
Regel für einheimische Rohstoffe haben in bäuer-
lichen Kreisen breite Zustimmung gefunden, von 
Seiten der landwirtschaftlichen Verarbeitungsin-
dustrie jedoch massive Kritik hervorgerufen. Stark 
verarbeitete Produkte wie Bisquits, Suppen, Teig-
waren oder gewisse traditionelle Fleischprodukte 
könnten nach dem Entwurf nicht mehr mit dem 
Schweizer Kreuz beworben werden dürfen, oder 
als „schweizerisch“ gelten, auch wenn sie in der 
Schweiz hergestellt werden. 

Der Grund liegt darin, dass gewisse in stark ver-
arbeiteten Produkten verwendete Rohstoffe in der 
Schweiz gar nicht oder nicht in genügender Menge 
vorhanden sind, um das 80% Kriterium zu erfüllen.

Die Kommission für Rechtsfragen des National-
rates schlägt nach ihrer November-Sitzung eine 
differenzierte Regelung vor: Danach soll unter-
schieden werden, ob ein Produkt stark oder wenig 
verarbeitet ist. Für erstere soll ein schweizerischer 
Rohstoffanteil von 60% gelten. Unbestritten ist für 
die Qualifizierung als „Schweizer Produkt“ neben 
dem zum Rohstoff-Kriterium ein schweizerischer 
Herstellungskostenanteil von 60%. 

Die Gesetzesentwürfe werden voraussichtlich in 
der Frühjahrssession 2012 im Nationalrat beraten. 
Für den Fall einer Aufweichung der strikten 80%-
Regel haben bäuerliche Kreise bereits eine Volks-
initiative angekündigt – die Diskussion zur „Swiss-
ness“ wird als noch eine Weile weitergehen. 

Autor Dr. Leonz Meyer, Rechtsanwalt, Eversheds AG, 
Zürich
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Deutsche Waren made in Germany –
eine geschützte Bezeichnung ?

Für deutsche Unternehmen ist das Siegel „made in Germa-
ny“ emotional von hoher Bedeutung. Dies zeigte sich bei-
spielhaft an der Reaktion auf eine angebliche Initiative der 
Europäischen Kommission, die Anforderungen an die Ver-
wendung dieses Gütesiegels zu erhöhen. Die von der EU-
Kommission dementierte Nachricht über eine solche Initiative 
führte Anfang Januar zu erheblichen Protesten. 

Bemerkenswert ist dabei, dass die Anforderun-
gen für die Verwendung der Herkunftsbezeich-
nung „made in Germany“ keineswegs so klar 
sind, wie dies den Anschein hat oder wie dies in 
der Schweiz nun geregelt werden soll. Nach 
§§ 126, 127 MarkenG sowie § 5 UWG darf ein 
Hinweis auf eine Herstellung von Produkten in 
Deutschland (sei es in sprachlicher Form „made 
in Germany“ oder zum Beispiel durch Verwenden 
der deutschen Flagge) nur verwendet werden, 
wenn die Produkte aus Deutschland stammen. 
Die entscheidende Frage, welcher Anteil des Pro-
duktes in Deutschland hergestellt sein muss, ist 
freilich gesetzlich nicht geregelt. Dies gewinnt 
insbesondere bei mehrgliedrigen Herstellungsver-
fahren und bei Verwendung ausländischer Roh-
materialien große Bedeutung. 

Der Bundesgerichtshof verlangt in ständiger 
Rechtsprechung, dass der maßgebliche Herstel-
lungsvorgang, bei dem ein Produkt seine wesent-
lichen Teile und Eigenschaften erhält, in Deutsch-
land stattgefunden haben muss.

Diese Formel bleibt aber vage, was zwar zu ei-
ner Flexibilität bei der Bewertung unterschiedli-
cher Sachverhalte (Herkunft von Rohmaterialien, 
Bedeutung der Rohmaterialien für das Endpro-
dukt etc.) führt, umgekehrt aber den Nachteil 
einer erheblichen Rechtsunsicherheit mit sich 
bringt. 

Wesentliches Kriterium bei der Bewertung ist 
der Anteil der Wertschöpfung in Deutschland. 
Anders als bei der geplanten Novellierung in der 
Schweiz steht also der Rohstoffanteil nicht im 
Mittelpunkt der Diskussion. Ein Grund für diesen 
Unterschied könnte darin liegen, dass bei den in 
Deutschland wichtigen Industrieprodukten, wie 
zum Beispiel Pkws, die Rohstoffe nur eine gerin-
gere Bedeutung für das Endprodukt aufweisen. 
Die Industrie- und Handelskammern erachten in 
ihren Empfehlungen einen Wertschöpfungsanteil 
von 45 % als erforderlich, um ein Produkt mit 
„made in Germany“ zu bewerben. In der Recht-
sprechung lassen sich keine pauschalen Mindest-
anteile feststellen, vielmehr wird dort nach der 
Verkehrsanschauung in jedem Einzelfall be-
stimmt, welcher Wertschöpfungsanteil in 
Deutschland erforderlich ist. Ein Wertschöp-
fungsanteil von 45% in Deutschland dürfte dabei 
aber regelmäßig einen groben Richtwert darstel-
len. 

Autor Dr. Dirk Jestaedt, Rechtsanwalt, Krieger Mes & 
Graf von der Groeben, Düsseldorf




